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CORONAVIRUS

Zuletzt kaumNeuinfektio-
nen in der Steiermark.

Im Sieben-Tage-Durch-
schnitt wies das Gesund-

heitsministerium für die Stei-
ermark laut ORF dieser Tage
(wie berichtet) nur 37 Tests
pro 100.000 Einwohner aus –
das war der vorletzte Rang im
Bundesländervergleich. Ein
Wert, der für Gesprächsstoff
sorgte. Landessanitätsdirek-
torin Ilse Groß sieht in diesen
Zahlen „nur Momentaufnah-
men“. Dass es hierzulande in
Relation zu den Einwohnern
weniger Testungen als an-
derswo gab, liege daran, „dass
es in der Steiermark insge-
samt weniger Infizierte gab“.
Gerade in den vergangenen

Wochen sei die Zahl der stei-
rischen Neuinfektionen ge-

ring gewe-
sen, so
Groß. We-
niger Neu-
erkrankte
würden we-
niger weite-
re Ver-
dachtsfälle
bedeuten –
für die Ex-
perten gab
es daher zu-

letzt auch kaumAnhaltspunk-
te, neue Personen zu testen.
Doch das ändert sich nun,

warnt Groß: „Aktuell sind die
Zahlen der Verdachtsfälle wie
auch die Anrufe bei 1450 im
Steigen begriffen.“ Daher
kommt es auch vermehrt zu
Testungen in der Steiermark.
Zwischen Donnerstagfrüh
und Sonntagmorgen wurden
1684 Tests durchgeführt, er-
krankt waren bis gestern
Abend 58Steirer.Derzeit habe
man ausreichend Kapazitä-
ten, dassman auchmehr Kon-
taktpersonen teste, heißt es
vom Land. Michael Kloiber

Zahl der
Verdachtsfälle
steigt wieder

Landessani-
tätsdirektorin
Ilse Groß RENDL

Pflegezentren
bangen um
ihre Zukunft

Tageseinrichtungen sind oftmals teurer als
Heime, der Betrieb sei oft nicht mehr lukrativ.
Das Land arbeitet an einer neuen Lösung.

ren: „Das werden wir mit dem
flächendeckenden Ausbau von
Tageszentren für pflege- undbe-
treuungsbedürftige Personen in
allen steirischen Bezirken um-
setzen“, verspricht Bogner-
Strauß. Eine erste Maßnahme
für die Schaffung von fünf wei-
terenTageszentren um fünfMil-
lionen Euro sei bereits gesetzt.
Das System ist aktuell den-

noch nur für eine „tageweise
Entlastung“ vorgesehen, heißt
es. Immer mehr Betreuende
wollen die Einrichtungen aber
täglich nutzen, betont man im
Gesundheitsressort. Um das zu
ermöglichen, führt dasLand laut
Bogner-Strauß aktuell Gesprä-
che mit Betreibern, Angehöri-
gen und Betroffenen. Über den
Sommer sollen deren Angaben
analysiertwerden, eine neueLö-
sung danach folgen.
Die Landesrätin verweist als

Hilfestellung für Angehörige
derweil auf die Pflegedrehschei-
ben in den Bezirken. Auch an
Schulungen für die Pflege zu
Hause werde gearbeitet.

tige,mit dementenAngehörigen
in ein Heim zu gehen“.

Die zuständige Gesundheitslan-
desrätin Juliane Bogner-Strauß
(ÖVP) kontert. Sie sieht das
neue Tarifmodell, das seit Jah-
resbeginn gilt, als ausgewogen
an: „Es zielt klar darauf ab, Ein-
kommensschwächere zu entlas-
ten.“ Dennoch räumt sie ein,
dass es für „einige Kunden“ von
Tageszentren zu höheren Bei-
trägen kommt. Klares Ziel der
Landesregierung sei es nachwie
vor, die mobile Pflege zu forcie-

VonMichael Kloiber

Ja, es wird knapp in den (De-
menz-)Tageszentren für
pflegebedürftige Menschen.

Das bestätigen verschiedene
steirischeEinrichtungenaufAn-
frage der Kleinen Zeitung. Nicht
etwa, weil es keine Plätze mehr
gibt, sondern weil der Betrieb
nicht mehr lukrativ sei. Grund
sind die Kosten für Betroffene.
Sie zahlen pro Tag teils rund 80
Euro – bei 21 Tagen macht das
stolze 1680Euro. Für viele ist das
nicht leistbar, die Betroffenen
weichen aus, weil vollwertige
Pflegeheime mitunter billiger
sind. EinUmstand, der durchaus
auf Unverständnis stößt, „weil
man seit Jahren die mobile vor
der stationären Pflege forcieren
will“, heißt es aus dem Umfeld
betroffener Einrichtungen, wo
man übrigens vor allem ein stei-
risches Problem ortet: „In ande-
ren Bundesländern funktioniert
das besser.“
Das kritisiert auch die KPÖ-

Klubobfrau im Landtag, Claudia
Klimt-Weithaler: „Für die he-
rausfordernde Pflege dementer
Menschen braucht man mög-
lichst täglich Unterstützung.
Denn auch nach Besuch des Ta-
gesheimes bleiben immer noch
16 Stunden täglich, in denen
Pflege und Betreuung erforder-
lich ist.“ Sie wird das Thema am
Dienstag im Landtag einbrin-
gen. IhrZiel ist eine „Tarifgestal-
tung, sodass allen Betroffenen
ein existenzsichernder Grund-
betrag bleibt“. Ihr Parteikollege,
der Grazer Gesundheitsstadtrat
Robert Krotzer, ortet ob der ak-
tuellen Situation gar einen re-
gelrechten „Zwang für Berufstä-
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